Gesetz- und Verordnungsblatt

fur das Land Hessen

2024 Wiesbaden, den 28. November 2024 Nr. 65

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Gesetz zur Erhdhung der Polizeizulage und weiterer Zulagen sowie zur Anderung weite-
rer dienstrechtlicher Vorschriften (Zulagenerh6hungsgesetz)

Vom 20. November 2024
Artikel 17)
Anderung des Hessischen Beamtengesetzes

Das Hessische Beamtengesetz vom 27. Mai 2013 (GVBI. S. 218), zuletzt gedndert durch Ge-
setz vom 24. Mai 2023 (GVBI. S. 348, 410), wird wie folgt geandert:

1. In der Inhaltsiibersicht werden die Wérter ,Ubergangsregelung zur Altersteilzeit“ durch das
Wort ,aufgehoben® ersetzt.

2. § 80 wird wie folgt geandert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Worter ,oder nur” durch ,oder die Zeiten ohne deren Bezug
nicht langer als einen Monat andauern oder sie nur ersetzt.

b) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nr. 5 wird nach den Wbértern ,pflegebedurftigen Angehérigen® der Punkt durch ein
Komma ersetzt.

bb) Als Nr. 6 wird angefugt:

,0. Beurlaubungen ohne Bezlige, Vergltung oder Lohn, wenn die oberste Dienstbe-
hdrde schriftlich ein dienstliches Interesse an der Beurlaubung anerkannt hat.”

3. § 118 wird aufgehoben.
Artikel 22)
Anderung des Hessischen Besoldungsgesetzes

Das Hessische Besoldungsgesetz vom 27. Mai 2013 (GVBI. S. 218, 256, 508), zuletzt geandert
durch Gesetz vom 24. Juni 2024 (GVBI. 2024 Nr. 28, 2024 Nr. 34), wird wie folgt geandert:

1. Die Inhaltsubersicht wird wie folgt gedndert:

"y Andert FFN 320-198
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a) Die Angabe zu § 6 wird wie folgt gefasst:

.3 6 Besoldung bei Teilzeitbeschaftigung und wahrend Familienpflegezeit und Pflege-
zeit*

b) Die Angabe ,§ 6a Besoldung wahrend Familienpflegezeit und Pflegezeit® wird gestrichen.

c) Nach der Angabe zu § 47 wird die Angabe ,§ 47a Zulage fir die Leitung des Hessischen
Verwaltungsschulverbandes® eingefigt.

d) Die Angabe zu § 59 wird wie folgt gefasst:
,8 59 Anwarterbezlige nach Ablegung der Zwischenprifung oder der Laufbahnpriifung*
. § 6 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift werden nach dem Wort , Teilzeitbeschéaftigung® die Wérter ,und wahrend
Familienpflegezeit und Pflegezeit® eingefligt.

b) Die Abs. 2 und 3 werden durch folgende Abs. 2 bis 4 ersetzt:

»(2) Wahrend einer Familienpflegezeit nach § 64a des Hessischen Beamtengesetzes und
einer Pflegezeit nach § 64b des Hessischen Beamtengesetzes wird zu den Dienstbezligen
nach § 6 Abs. 1 ein Vorschuss gewahrt. Der Vorschuss ist nach Ablauf der Familienpfle-
gezeit oder der Pflegezeit mit den laufenden Dienst- oder Versorgungsbeziigen zu ver-
rechnen oder in einer Summe zuriickzuzahlen.

(3) Der Vorschuss wird nicht gewahrt, wenn fiir eine frihere Familienpflegezeit oder Pfle-
gezeit die Gesamtdauer von 24 Monaten ausgeschopft und der gezahlte Vorschuss noch
nicht vollstandig zurtickgezahlt worden ist.

(4) Die Landesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung nahere Regelungen
Uber die Gewahrung, Verrechnung und Ruckzahlung des Vorschusses zu treffen.”

. § 6a wird aufgehoben.

. § 8 wird wie folgt geandert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.
b) Als Abs. 2 wird angefugt:

»(2) Der Vollzug einer Freiheitsstrafe, die rechtskraftig an einem deutschen Gericht ver-
hangt wurde, gilt als schuldhaftes Fernbleiben vom Dienst. Fur die Zeit der Untersuchungs-
haft wird die Besoldung unter dem Vorbehalt der Ruckforderung gezahlt. Die Besoldung ist
zuruckzuerstatten, wenn die oder der Betroffene wegen des dem Haftbefehl zugrundelie-
genden Sachverhalts rechtskraftig zu einer Freiheitsstrafe verurteilt wird.”

. In § 10 Abs. 1 Satz 3 werden nach dem Wort ,Gesundheitsmanagements® die Woérter ,sowie
zur Verpflegung wahrend des Dienstes, wenn die oder der Bedienstete ein Entgelt fur die
Verpflegung abfiihrt, das mindestens dem Wert nach § 2 Abs. 1 der Verordnung Uber die
sozialversicherungsrechtliche Beurteilung von Zuwendungen des Arbeitgebers als Arbeitsent-
gelt entspricht” eingefiigt.

. § 13 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort ,Gesetz* die Woérter ,oder auf Grund dieses Gesetzes*
eingefugt.
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b) In Satz 2 werden nach dem Wort ,Verjahrung“ die Wérter ,sowie § 53 des Hessischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes* eingefugt.

§ 29 Abs. 1 Satz 8 wird wie folgt gefasst:

,Die Zeiten nach Satz 1 und 2 sind zu addieren und auf volle Monate aufzurunden.”

Dem § 43 Abs. 5 wird folgender Satz angefiigt:

»Handelt es sich bei der anderen Person im Sinne des Satz 1 um die Ehegattin, den Ehegat-
ten, die Lebenspartnerin oder den Lebenspartner eines Elternteils, wird der auf das Kind ent-

fallende Betrag des Familienzuschlags an den leiblichen Elternteil gezahlt, sofern dieser zum
Barunterhalt verpflichtet ist.”

. § 46 Abs. 1 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 wird das Wort ,drei” durch ,finf* ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe ,5. Marz 2009 (GVBI. | S. 95)* durch ,,20. November 2024 (GVBI.
2024 Nr. 65)“ ersetzt.

Nach § 47 wird als neuer § 47a eingeflgt:
.S 47a
Zulage fir die Leitung des Hessischen Verwaltungsschulverbandes

(1) Beamtinnen und Beamte des Hessischen Verwaltungsschulverbandes erhalten fiir die
Dauer ihrer Tatigkeit als Schulleitung oder ortliche Studienleitung in standiger Vertretung der
Schulleitung eine Zulage zu den Dienstbeziigen.

(2) Die Zulage nach Abs. 1 betragt fur die Tatigkeit als
1. Schulleitung 25 Prozent oder
2. ortliche Studienleitung in standiger Vertretung der Schulleitung 20 Prozent des Unter-

schiedsbetrages zwischen dem Grundgehalt zuziglich Amtszulage der jeweiligen Besol-
dungsgruppe zur nachsthéheren Besoldungsgruppe der Besoldungsordnung A. Sie ist
nicht ruhegehaltfahig.

(3) Die Zulage nach Abs. 1 wird frihestens ab dem 1. Januar 2025 und langstens bis zum
31. Dezember 2029 gezahlt. § 6 Abs. 1 findet Anwendung. Die §§ 14 und 15 finden keine
Anwendung.”

In § 54 Abs. 3 werden die Worter ,der fir das Recht des 6ffentlichen Dienstes zusténdigen
Ministerin oder dem hierfur zustadndigen Minister® durch ,dem fur das 6ffentliche Dienstrecht
zustandigen Ministerium® ersetzt.

In § 54a Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe ,30. Juni 2026 durch ,31. Dezember 2028* ersetzt.
§ 55 wird wie folgt geandert:

a) Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben.

b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Zu den zeitanteiligen Dienstbeziigen nach Abs. 1 wird ein nicht ruhegehaltfahiger
Zuschlag gewahrt. Er betragt 35 Prozent des Unterschiedsbetrages zwischen den zeit-
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anteiligen Dienstbeziigen nach Abs. 1 und den entsprechenden Dienstbezligen bei Voll-
zeitbeschéaftigung. Zu den Dienstbeziigen im Sinne des Abs. 1 gehéren das Grundgehalt,
der Familienzuschlag, Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen nach § 56b und § 56¢, Zu-
schisse zum Grundgehalt oder Leistungsbeziige fir Professorinnen und Professoren an
Hochschulen sowie Uberleitungs- und Ausgleichszulagen.*

Es werden als Abs. 3 und 4 angefugt:

»(3) Der Zuschlag nach Abs. 2 Satz 1 erhoht sich nach einer berticksichtigungsfahigen
Zeit im Sinne des § 14 Abs. 3 Satz 7 und 8 des Hessischen Beamtenversorgungsgeset-
zes vom 27. Mai 2013 (GVBI. S. 218), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 20. November
2024 (GVBI. 2024 Nr. 65) , von

1. 5 Jahren um 5 Prozent,

2. 10 Jahren um 10 Prozent,

3. 15 Jahren um 15 Prozent,

4. 20 Jahren um 20 Prozent

des Unterschiedsbetrages nach Abs. 2 Satz 2.

(4) Im Falle einer Teilzeitbeschaftigung nach dem Hessischen Beamtengesetz oder der
Hessischen Verordnung tber den Mutterschutz fiir Beamtinnen und die Elternzeit fir Be-
amtinnen und Beamte vom 8. Dezember 2011 (GVBI. | S. 758, GVBI. 2012 S. 10), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 15. November 2021 (GVBI. S. 718), verringert sich der nach
Abs. 2 und 3 ermittelte Zuschlag entsprechend dem Verhaltnis der wegen begrenzter

Dienstfahigkeit herabgesetzten Arbeitszeit zu dem Umfang der bewilligten Teilzeitbe-
schaftigung.”

14. In § 58 Abs. 2 Satz 3 werden nach dem Wort ,Familienzuschlag® ein Komma und die Wérter

15.

16.

b)

»sonderzahlungen nach dem Hessischen Sonderzahlungsgesetz® eingefligt.
§ 59 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift werden nach dem Wort ,Ablegung* die Wérter ,der Zwischenpriifung

oder” eingefigt.

Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»,Nach Ablegung der Zwischenprufung oder der Laufbahnprifung wird die Besoldung bis
zum Ende des laufenden Monats weitergewadhrt, wenn das Beamtenverhaltnis der An-
warterin oder des Anwarters kraft Rechtsvorschrift oder allgemeiner Verwaltungsanord-
nung
1. mit dem endgiltigen Nichtbestehen der Zwischenprifung,

2. mit dem Bestehen oder endgultigen Nichtbestehen der Laufbahnprifung

endet.”

c) In Satz 2 werden die Woérter ,werden die Anwarterbeziige und der Familienzuschlag*

durch ,wird die Besoldung* ersetzt.

§ 60 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

.Besteht ein erheblicher Mangel an qualifizierten Bewerberinnen und Bewerbern, kann die
oberste Dienstbehérde im Rahmen haushaltsrechtlicher Bestimmungen im Einvernehmen
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mit dem fur das Recht des 6ffentlichen Dienstes zustandigen Ministerium Anwartersonder-
zuschlage gewahren.”

In § 68 Abs. 2 Satz 3 werden die Worter ,die Hessische Beziigestelle® durch ,das Regie-
rungsprasidium Kassel“ ersetzt.

§ 72 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Nr. 3 wird das Komma gestrichen und das Wort ,sowie“ angefugt.
b) In Nr. 4 wird das Wort ,sowie“ gestrichen.

c) Nr. 5 wird aufgehoben.

Die Anlage | Besoldungsordnungen A und B wird wie folgt geandert:

a) Die Vorbemerkung Nr. 2 Abs. 1 Nr. 7 wird wie folgt geandert:

Nach dem Wort ,Brand-“ werden die Worter ,in einer Stadt mit mehr als 180 000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern® gestrichen.

b) Die Besoldungsordnung A wird wie folgt geandert:

aa) Inder Besoldungsgruppe A 14 wird nach dem Wort ,Verwaltungsoberstudienrat® die
Angabe ,Verwaltungsoberstudienratin - als stellvertretende Studienleiterin der Se-
minarbezirke Frankfurt am Main, Kassel und Wiesbaden des Hessischen Verwal-
tungsschulverbandes*” und ,Verwaltungsoberstudienrat - als stellvertretender Stu-
dienleiter der Seminarbezirke Frankfurt am Main, Kassel und Wiesbaden des Hes-
sischen Verwaltungsschulverbandes** eingefligt.

bb) Die Besoldungsgruppe A 15 wird wie folgt geandert:
aaa) Das Wort ,Verwaltungsseminare® wird jeweils durch ,Seminarbezirke® ersetzt.
bbb) Die Angabe ,- als Studienleiterin des Verwaltungsseminars Darmstadt des
Hessischen Verwaltungsschulverbandes” wird durch ,- als Leiterin des Fort-
bildungszentrums des Hessischen Verwaltungsschulverbandes®* ersetzt.
ccc) Die Angabe ,- als Studienleiter des Verwaltungsseminars Darmstadt des Hes-
sischen Verwaltungsschulverbandes® wird durch ,- als Leiter des Fortbil-

dungszentrums des Hessischen Verwaltungsschulverbandes®* ersetzt.

¢) In der Besoldungsordnung B wird in der Besoldungsgruppe B 5 das Wort ,Prasidialabtei-
lung” jeweils durch ,Zentralabteilung® ersetzt.

Die Anlagen VIl und VIII erhalten ab dem 1. Januar 2025 die aus den Anhangen 1 und 2
jeweils ersichtliche Fassung.

Die Anlagen VIl und VIII erhalten ab dem 1. Februar 2025 die aus den Anhangen 3 und 4
jeweils ersichtliche Fassung.

Die Anlagen VII und VIII erhalten ab dem 1. August 2025 die aus den Anhangen 5 und 6
jeweils ersichtliche Fassung.

Die Anlage IX Abs. 3 wird wie folgt geandert:

a) Nr. 2 Buchst. a) wird wie folgt gedndert:



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Hessen- Nr. 65 vom 28. November 2024

aa) Nach dem Wort ,sind“ werden die Worter ,oder Aufgaben im Rahmen der straf-
rechtlichen Vermdgensabschépfung bei den Staatsanwaltschaften und in der Ju-
gendstrafvollstreckung der Amtsgerichte wahrnehmen® eingefigt.

bb) In Doppelbuchst. bb) wird die Angabe ,25“ durch die Angabe ,30“ ersetzt.

cc) In Doppelbuchst. cc) wird die Angabe , 8" durch die Angabe ,10“ ersetzt.

b) In Nr. 5 werden nach den Wértern ,Schutz der” ,Verbraucherinnen und“ eingefugt.

c) In Nr. 7 wird das Wort ,Sachbearbeiteraufgaben” durch die Wérter ,Aufgaben der Sach-
bearbeitung“ und der Punkt durch ein Semikolon ersetzt.

d) Folgende Nr. 8 wird angefligt:

,8. insoweit, als die Planstellen fiir den gehobenen Dienst bei der Unfallkasse Hessen,
befristet bis zum 31. Dezember 2029, mit einem Anteil von héchstens

a) 40 Prozent in der Besoldungsgruppe A 11,
b) 40 Prozent in den Besoldungsgruppen A 12 und A 13 zusammen,
ausgebracht sind.”

Artikel 33)

Anderung des Hessischen Beamtenversorgungsgesetzes

Das Hessische Beamtenversorgungsgesetz vom 27. Mai 2013 (GVBI. S. 218, 312), zuletzt ge-

andert durch Gesetz vom 24. Juni 2024 (GVBI. 2024 Nr. 28, 2024 Nr. 34), wird wie folgt geandert:

1.

Dem § 7 Abs. 2 wird folgender Satz angefligt:

~Abwesenheiten vom Dienst, die auerhalb des Verwendungsorts verbracht werden, sind we-
der doppelt noch bei der Berechnung der Jahresfrist nach Satz 1 zu bertcksichtigen.®

In § 26 Abs. 3 wird die Angabe ,Abs. 3" durch ,Abs. 5° ersetzt.

In § 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 wird nach dem Wort ,Rechtsstaates” das Wort ,,oder” durch ein
Komma ersetzt und nach dem Wort ,Sicherheit“ die Worter ,,oder Volksverhetzung® eingefligt.

§ 36 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

,Der Zusammenhang mit dem Dienst gilt als nicht unterbrochen, wenn die Beamtin oder der
Beamte

1. von dem unmittelbaren Weg zwischen der Wohnung und der Dienststelle in vertretbarem
Umfang abweicht, weil

a) ihr oder sein dem Grunde nach kindergeldberechtigendes Kind wegen ihrer oder seiner
beruflichen Tatigkeit oder der beruflichen Tatigkeit des jeweils anderen Elternteils frem-
der Obhut anvertraut wird oder

b) sie oder er mit anderen berufstatigen oder in der gesetzlichen Unfallversicherung ver-
sicherten Personen gemeinsam ein Fahrzeug flir den Weg zur und von der Dienststelle
benutzt, oder

%) Andert FFN 320-199
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2. in der Wohnung Dienst leistet und Wege zuriicklegt, weil das Kind im Sinne des Satz 3
Nr. 1 Buchst. a fremder Obhut anvertraut wird.*

5. § 40 wird wie folgt geéndert:

a) In Abs. 1 Satz 3 werden nach dem Wort ,Schwerbeschadigte® das Komma und die Angabe
,<die das 65. Lebensjahr vollendet haben,“ gestrichen.

b) In Abs. 6 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt und die Angabe ,mit der Malkgabe, dass
sich die Hohe des Unfallausgleichs nach § 40 Abs. 1 dieses Gesetzes bestimmt.” angefiigt.

6. § 57 Abs. 4 Satz 5 wird wie folgt gefasst:

»1reffen Versorgungsbeziige und Erwerbseinkommen aus nicht selbststandiger Tatigkeit nicht
ganzjahrig zusammen, so ist das Erwerbseinkommen aus dem Zeitraum des Zusammentref-
fens in gleichen Teilen auf diese Monate umzulegen.®

7. In § 59 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 werden die Angabe ,bei einem Grad der Schadigungsfolgen von
20 bleiben zwei Drittel des Unfallausgleichs fur einen Grad der Schadigungsfolgen von 20,
gestrichen und die Wérter ,ein Drittel* durch ,bleibt die Halfte" ersetzt.

8. In § 62 Abs. 2 wird die Angabe ,Héchstgrenzen nach den §§ 57 durch ,Bemessungsgrenze
nach § 57 sowie die Hochstgrenzen nach den §§ 58 ersetzt.

9. § 63 wird wie folgt geandert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe ,Abs. 2 oder 3“ durch ,Abs. 2 oder 4“ ersetzt.
b) Abs. 4 wird wie folgt geandert:

aa) Nach Satz 1 werden folgende Satze eingefiigt:

,Bei einer Zahlung eines Unterhaltsbeitrags nach § 28 Abs. 1 bis 4 wird die Hinterblie-
benenversorgung zusatzlich zu Satz 1 in H6he des aktuellen Unterhaltsbeitrags nach
den Anteilssatzen der Hinterbliebenenversorgung gekirzt. Wird die Hinterbliebenen-
versorgung nach § 25 Abs. 2, § 27 Abs. 1, § 31 oder § 48 anteilig gekirzt, ist der
Kirzungsbetrag nach Satz 1 entsprechend zu mindern.*

bb) Der bisherige Satz 3 wird aufgehoben.

c) In Abs. 6 Nr. 2 werden die Woérter ,um das Doppelte iberschritten® durch ,das Doppelte
der Bezugsdauer der Anrechte erreicht” ersetzt.

10. In § 72 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b wird nach dem Wort ,Rechtsstaates” das Wort ,oder*
durch ein Komma ersetzt und nach dem Wort ,Sicherheit” die Wérter ,oder Volksverhetzung*
eingeflgt.

Artikel 4%
Anderung des Hessischen Reisekostengesetzes
In § 4 Abs. 5 Satz 1 des Hessischen Reisekostengesetzes vom 9. Oktober 2009 (GVBI. |

S. 397), zuletzt geandert durch Gesetz vom 20. Juli 2023 (GVBI. S. 582), wird das Wort ,Beschaf-
tigungsbehorde” durch ,Festsetzungsstelle” ersetzt.

4) Andert FFN 323-146
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Artikel 5%)
Anderung des Gesetzes iiber die Bildung eines Verwaltungsschulverbandes

Das Gesetz uber die Bildung eines Verwaltungsschulverbandes vom 12. Juni 1979 (GVBI. |
S. 95), gedndert durch Gesetz vom 16. Dezember 2015 (GVBI. S. 594), wird wie folgt gedndert:

1. § 1 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

.Der Verband tragt den Namen ,Verwaltungsakademie Hessen® und hat das Recht, Beamtin-
nen und Beamte zu haben.”

2. § 2 wird wie folgt geandert:
a) In Abs. 3 werden nach den Woértern ,Verwaltungsschulverband fur“ ,Beamtinnen und“ und
nach der Angabe ,(GVBI. S. 57), das Wort ,zuletzt“ eingefligt sowie die Angabe ,24. Marz
2015 (GVBI. S. 118)“ durch ,28. Marz 2023 (GVBI. S. 183)" ersetzt.
b) In Abs. 4 Satz 1 werden nach den Woértern ,Auslese der” ,Bewerberinnen und® eingefugt.
3. § 3 wird wie folgt geandert:
a) Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt gefasst:
,3. Die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher,*.
b) In Abs. 2 wird das Wort ,Vertreter” durch ,Personen, die sie vertreten® ersetzt.
¢) In Abs. 3 werden nach dem Wort ,je“ die Woérter ,eine Vertreterin oder” eingefiigt.
d) Abs. 4 wird wie folgt gefasst:
»(4) Die von der Verbandsversammlung gewahlte Verbandsvorsteherin oder der von der
Verbandsversammlung gewahlte Verbandsvorsteher fihrt den Vorsitz in der Verbandsver-

sammlung und dem Verbandsausschuss.*

e) In Abs. 5 Satz 1 werden die Woérter ,Der Verbandsvorsteher durch ,Die Verbandsvorste-
herin und der Verbandsvorsteher sowie die Schulleiterin® ersetzt.

f) In Abs. 6 werden nach dem Wort ,Verwaltungsseminare® ein Komma und die Woérter ,das
Fortbildungszentrum® eingeflugt.

4. § 4 wird wie folgt geadndert:
a) Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Die Arbeiten der Verbandsvorsteherin oder des Verbandsvorstehers und der Schul-
leiterin oder des Schulleiters sollen in enger Verbindung miteinander gefuhrt und so ge-
geneinander abgegrenzt werden, dass die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorste-
her vorwiegend die duReren und die Schulleiterin oder der Schulleiter die inneren Schul-

angelegenheiten bearbeitet. Das Nahere regelt die Satzung.”

b) In Abs. 4 werden die Wérter ,des Ministers des Innern“ durch ,der Aufsichtsbehdrde® er-
setzt.

5. § 5 wird wie folgt geandert:

%) Andert FFN 322-88
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a) In Abs. 1 werden die Worter ,Ministers des Innern durch ,flr das Dienstrecht zustandige
Ministeriums* ersetzt.

b) In Abs. 2 werden die Worter ,,im Benehmen mit dem Minister des Innern* durch ,die Schul-
leiterin oder” ersetzt und nach dem Wort ,Schulleiter* die Worter ,und die Stellvertreterin-
nen und Stellvertreter angefugt.

c) Abs. 3 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,Der Schulleiter” durch ,Die Schulleiterin und der Schul-
leiter” ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort ,Er“ durch die Worter ,Sie oder er” ersetzt und nach dem Wort
»mit* die Worter ,der Verbandsvorsteherin oder” eingefligt.

d) Abs. 4 wird aufgehoben.
6. § 6 wird wie folgt geandert:

a) In Abs. 2 werden die Worter ,des Ministers des Innern” durch die Wérter ,der Aufsichtsbe-
hérde“ und das Wort ,Minister” durch das Wort ,Ministerium* ersetzt.

b) In Abs. 3 Satz 2 werden nach dem Wort ,und“ die Wérter ,eine Teilnehmerin oder” und
nach dem Wort ,je*“ die Worter ,Teilnehmerin oder” eingeflgt.

¢) In Abs. 4 Satz 2 werden nach den Woértern ,die als* ,Beamtinnen und“ eingefigt.

d) In Abs. 5 Satz 2 werden nach dem Wort ,je* die Worter , Teilnehmerin oder” und nach dem
Wort fir" die Worter ,eine entsprechende Teilnehmerin oder” eingefligt.

e) In Abs. 7 werden nach den Woértern ,und der” ,Teilnehmerinnen und*“ eingefiigt.
7. § 7 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift werden die Wérter ,Aufhebung bisherigen Rechts* und das Komma ge-
strichen.

b) Abs. 1 wird gestrichen.
c) Die Absatzbezeichnung ,(2)“ wird gestrichen.
Artikel 6°)
Anderung des Hessischen Personalvertretungsgesetzes

Das Hessische Personalvertretungsgesetz vom 28. Marz 2023 (GVBI. S. 183), geandert durch
Gesetz vom 29. Juni 2023 (GVBI. S. 456), wird wie folgt geandert:

1. § 61 wird wie folgt gedndert:
a) In Abs. 1 Satz 3 werden nach dem Wort ,aller” die Worter ,Bewerberinnen und“ eingefugt.
b) In Abs. 3 Satz 2 werden nach dem Wort ,sich” die Wérter ,Bewerberinnen und* eingefiigt.

2. In § 63 Abs. 6 Satz 1 wird die Angabe ,Nr. 6 durch ,Nr. 5% ersetzt.

%) Andert FFN 326-38
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3. In § 108 Abs. 1 Nr. 1 wird das Wort ,Wahlerlisten* durch die Woérter ,Verzeichnisse der Wahl-
berechtigten® ersetzt.

Artikel 77)
Anderung des Gesetzes liber den Hessischen Rechnungshof

Das Gesetz uber den Hessischen Rechnungshof vom 18. Juni 1986 (GVBI. | S. 157), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 1. April 2022 (GVBI. S. 184), wird wie folgt geandert:

1. § 2 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Der Rechnungshof gliedert sich in Priifungsabteilungen. Fir die Verwaltung besteht eine
Zentralabteilung. Fir Aufgaben des Prasidenten wird ein Prasidialbiro eingerichtet. Die Ab-
teilungen und das Prasidialbiro kénnen in nachgeordnete Organisationseinheiten unterglie-
dert werden.”

2. § 3 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

.Mindestens ein Drittel der Mitglieder muss die Befahigung zum Richteramt haben.*

3. In § 6a wird Satz 3 aufgehoben.

4. In § 9 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe ,§ 97 durch ,§ 90%, die Angabe ,§ 99 durch ,§ 92¢ die
Angabe ,§ 88 Abs. 3“ durch ,§ 81 Abs. 4 und die Angabe ,§ 88 Abs. 2“ durch ,§ 81 Abs. 3¢
ersetzt.

5. § 17 wird wie folgt gedndert:

a) Abs. 2 wird aufgehoben.
b) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2.
Artikel 8%)

Anderung des Hessischen Gesetzes iiber die Gewihrung
einer Inflationsausgleichszahlung im Jahr 2024

§ 3 Abs. 2 des Hessischen Gesetzes Uber die Gewahrung einer Inflationsausgleichszahlung im
Jahr 2024 vom 24. Juni 2024 (GVBI. 2024 Nr. 28, 2024 Nr. 34) wird wie folgt gefasst:

»(2) Begrenzt Dienstfahige erhalten die Inflationsausgleichszahlung in entsprechender Anwen-
dung der Regelungen des § 55 Abs. 1 bis 4 des Hessischen Besoldungsgesetzes vom 27. Mai
2013 (GVBI. S. 218, 256, 508) zuletzt geadndert durch Gesetz vom 20. November 2024 (GVBI.
2024 Nr. 65).”

Artikel 9°)

Aufhebung der Hessischen Verordnung iiber die Gewédhrung eines Zuschlags
zu den Dienstbeziigen bei begrenzter Dienstfahigkeit

Die Hessische Verordnung uber die Gewahrung eines Zuschlags zu den Dienstbezligen bei
begrenzter Dienstfahigkeit vom 19. Juli 2021 (GVBI. S. 360), geandert durch Gesetz vom 27. Juni
2023 (GVBI. S. 441), wird aufgehoben.

) Andert FFN 43-55
8 Andert FFN 323-153
%) Hebt auf FFN 323-171
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Artikel 10')

Anderung der Hessischen Verordnung iiber den pauschalen finanziellen Ausgleich
bei Rufbereitschaft fiir Richterinnen und Richter sowie
Staatsanwaltinnen und Staatsanwalte zum 1. Februar 2025

Die Hessische Verordnung uber den pauschalen finanziellen Ausgleich bei Rufbereitschaft fir
Richterinnen und Richter sowie Staatsanwaltinnen und Staatsanwalte vom 4. Juli 2023 (GVBI.
S. 483), geandert durch Verordnung vom 4. Juli 2023 (GVBI. S. 483), wird wie folgt geandert:

1. In§ 1 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe ,4,33" durch ,4,54" ersetzt.
2. § 2 wird wie folgt geandert:
a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.
b) Als Abs. 2 wird angefiigt:
»(2) Fur Rufbereitschaft, die in der Zeit vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Januar 2025

geleistet wurde, ist diese Verordnung in der am 31. Januar 2025 geltenden Fassung weiter
anzuwenden.”

Artikel 11'1)

Anderung der Hessischen Verordnung iiber den pauschalen finanziellen Ausgleich
bei Rufbereitschaft fiir Richterinnen und Richter sowie
Staatsanwaltinnen und Staatsanwalte zum 1. August 2025

Die Hessische Verordnung Uber den pauschalen finanziellen Ausgleich bei Rufbereitschaft fiir
Richterinnen und Richter sowie Staatsanwaltinnen und Staatsanwalte vom 4. Juli 2023 (GVBI.
S. 483), zuletzt geandert durch Art. 10, wird wie folgt geéndert:

1. In§ 1 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe ,4,54“ durch ,4,79 ersetzt.
2. Dem § 2 wird als Abs. 3 angeflgt:

»(3) Fur Rufbereitschaft, die in der Zeit vom 1. Februar 2025 bis zum 31. Juli 2025 geleistet
wurde, ist diese Verordnung in der am 31. Juli 2025 geltenden Fassung weiter anzuwenden.*

Artikel 12'?)
Anderung der Hessischen Beihilfenverordnung
In § 2 Abs. 2 Satz 4 der Hessischen Beihilfenverordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 5. Dezember 2001 (GVBI. | S. 482, 491, 564), zuletzt gedndert durch Verordnung vom
22. Juni 2023 (GVBI. S. 414), werden nach den Wértern ,anerkannt hat* ,oder die Beurlaubung
nicht Ianger als einen Monat andauert eingefugt.
Artikel 13

Zustandigkeitsvorbehalt

Soweit durch dieses Gesetz Rechtsverordnungen geandert werden, bleibt die Befugnis der zu-
standigen Stellen, die Verordnungen kiinftig zu andern oder aufzuheben, unberihrt.

10y Andert FFN 323-178
™y Andert FFN 323-178
12) Andert FFN 323-66



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Hessen- Nr. 65 vom 28. November 2024 12

Artikel 14
Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft. Abweichend von Satz 1 treten

1. Art. 2Nr. 10, 19 Buchst. b bis ¢, Nr. 20, 23, Art. 3Nr. 1, 2und 4 bis 9, Art. 5und 7 am 1. Januar
2025,

2. Art. 2 Nr. 21 und Art. 10 am 1. Februar 2025 sowie
3. Art. 2Nr. 22 und Art. 11 am 1. August 2025

in Kraft.

Die verfassungsmafigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt fur
das Land Hessen zu verkunden.

Wiesbaden, den 20. November 2024

Der Hessische Ministerprasident

Rhein

Der Hessische Minister des Innern, fir Sicherheit und Heimatschutz

Prof. Dr. Poseck

Hessische Staatskanzlei
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Giiltig ab 1. Januar 2025 bis 31. Januar 2025

Anhang 1
zu Art. 2 des Gesetzes zur Erh6hung der Polizeizulage und weiterer Zulagen sowie

zur Anderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften (Zulagenerhdhungsgesetz)

Anlage VII

Amts- und Stellenzulagen sowie sonstige Zulagen

(Monatsbetrage)

Dem Grunde nach geregelt in

Betrag in Euro,
Prozent

. Betrag in Euro,
Dem Grunde nach geregelt in
Prozent

Besoldungsordnungen A und B

Vorbemerkungen

Nr. 3 Abs. 1
Nr. 1
Nr. 2

Nr. 3 Abs. 5

Nr. 3 Abs. 6

Nr. 5
A6bisA9
A 10 und héher

Nr.6und 7
nach einer Dienstzeit
von einem Jahr
von zwei Jahren

Abs. 1
Abs. 2

Nr. 10
mittlerer Dienst
gehobener Dienst

Nr. 11
Abs.
Abs.
Abs.
Abs.
Abs.

a b~ WN -

Nr. 12

Nr. 13 Abs. 1
Nr. 1
Buchst. a
Buchst. b
Nr. 2
Nr. 3

Besoldungsordnung W
Vorbemerkung
Nr. 4

wenn ein Amt ausgeubt wird
der Besoldungsgruppe R 1
der Besoldungsgruppe R 2

Besoldungsordnung R
Vorbemerkung

Nr. 2

462,59
370,07
128,50

96,37

192,75
240,93

80,00
160,00

160,00
146,40

100,00

21,42
48,19

96,37
62,38
93,56
93,56
96,37

455,88

24,22
94,73
105,30
105,30

205,54
230,08

93,56

Besoldungsordnungen A und B
Besoldungsgruppen FuBRnote

A7 6 50 Prozent des
jeweiligen Unter-
schiedsbetrages
zum Grundgehalt
der Besoldungs-

gruppe A 8

A9 1,2 336,72
A10 2 371,24
A12 4 195,60
A13 1,8,9 342,18

3,4 234,58

5 117,37
A14 4 234,58
A15 4 234,58
A 16 1,8 262,38
B9 1 972,07

5 Prozent des
Grundgehalts der
Besoldungsgruppe B 4*
* Nach MaRgabe des § 3 Abs. 3 Satz 2 des
Juristenausbildungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung

vom 15. Marz 2004 (GVBI. | S. 158), zuletzt geandert durch

Gesetz vom 13. Oktober 2022 (GVBI. S. 489).

Présidentin, Prasident
des Justizprifungsamtes

Besoldungsordnung R

Besoldungsgruppen FuRnote

R1 1,2 259,37
R2 4 bis 10, 12 259,37
R3 3 259,37

Anhang zu den Besoldungsordnungen A und B
Kiinftig wegfallende Amter und Amtsbezeichnungen

Besoldungsgruppen FulRnote

A4 1 83,39
2 45,24

A5 3 45,24
4 83,39

A12 2 195,60

A13 1,3 234,58
5 117,37

A14 2,3,4,5 234,58

A15 1 234,58

Hessisches Hochschulgesetz

§ 125 Abs. 3 Satz 2 260,00
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Anhang 3
zu Art. 2 des Gesetzes zur Erhohung der Polizeizulage und weiterer Zulagen sowie

zur Anderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften (Zulagenerhdhungsgesetz)

Giiltig ab 1. Februar 2025 bis 31. Juli 2025

Anlage VII

Amts- und Stellenzulagen sowie sonstige Zulagen

(Monatsbetrage)

Dem Grunde nach geregelt in

Betrag in Euro,
Prozent

Betrag in Euro,

Dem Grunde nach geregelt in
Prozent

Besoldungsordnungen A und B

Vorbemerkungen

Nr. 3 Abs. 1
Nr. 1
Nr. 2

Nr. 3 Abs. 5

Nr. 3 Abs. 6

Nr. 5
ABbisA9
A 10 und hoher

Nr. 6 und 7
nach einer Dienstzeit
von einem Jahr
von zwei Jahren

Nr. 8
Abs. 1
Abs. 2

Nr. 9

Nr. 10
mittlerer Dienst
gehobener Dienst

Nr. 11
Abs.
Abs.
Abs.
Abs.
Abs.

a s~ W N -

Nr. 12

Nr. 13 Abs. 1
Nr. 1
Buchst. a
Buchst. b
Nr. 2
Nr. 3

Besoldungsordnung W
Vorbemerkung
Nr. 4

wenn ein Amt ausgetibt wird
der Besoldungsgruppe R 1
der Besoldungsgruppe R 2

Besoldungsordnung R
Vorbemerkung

Nr. 2

462,59
370,07
128,50

96,37

192,75
240,93

80,00
160,00

160,00
146,40

100,00

21,42
48,19

96,37
62,38
93,56
93,56
96,37

455,88

25,38
99,28
110,35
110,35

205,54
230,08

93,56

Besoldungsordnungen A und B
Besoldungsgruppen FuBnote

A7 6 50 Prozent des
jeweiligen Unter-
schiedsbetrages
zum Grundgehalt
der Besoldungs-

gruppe A 8

A9 1,2 352,88
A 10 2 389,06
A12 4 204,99
A13 1,8,9 358,60

3,4 245,84

5 123,00
A14 4 245,84
A15 4 245,84
A 16 1,8 274,97
B9 1 1018,73

5 Prozent des
Grundgehalts der
Besoldungsgruppe B 4*

Prasidentin, Prasident
des Justizprifungsamtes

* Nach MaRgabe des § 3 Abs. 3 Satz 2 des
Juristenausbildungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 15. Mérz 2004 (GVBI. | S. 158), zuletzt geandert durch
Gesetz vom 13. Oktober 2022 (GVBI. S. 489).

Besoldungsordnung R

Besoldungsgruppen FuBnote

R1 1,2 271,82
R2 4 bis 10, 12 271,82
R3 3 271,82

Anhang zu den Besoldungsordnungen A und B
Kiinftig wegfallende Amter und Amtsbezeichnungen

Besoldungsgruppen FuBnote

A4 1 87,39
2 47,41

A5 3 47,41
4 87,39

A12 2 204,99

A13 1,3 245,84
5 123,00

A14 2,3,4,5 245,84

A15 1 245,84

Hessisches Hochschulgesetz

§ 125 Abs. 3 Satz 2 260,00




16

Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Hessen- Nr. 65 vom 28. November 2024

(091 "S 1'1999) 600Z 1enige G WOA Z}ese9
younp pepuesb jz3eInz (1L60€ 'S | 'I999) 5261 Joquiazeq ‘gL WOA
sazjasabunpiniissyieysneH sap G § | "My sop aqebye yoen (.

60'LEL l [4e]
ajougn4 addnibsbunpjosag
Z ¥ addnibsbBunpjosag Jep
| ¥ addnibsbunpjosag Jap

pJim Jgnabsne Jwy ule uuam
S "IN

86'9€¢
LLe

funyjiawaqiopn
9 BunupiosBunpjosagsapung

cd yOpungd

SLY [4e]

€Ly e}

uaddniBsbunpjosag Jap sjweag pun usuunweag Inj
(, ddnib
-sbunpjosag Jap
s}jeyabpunio

sop ‘uisleyen
ua}say 19q ‘I1apo
s}jeyabpunibpug
sap Juszoid Gzl Jbeneq ebenz aiqg

€N

Bunyiawaqgqiopn
9 BunupiosBunpjosagsapung

Ge'0LL

95°€6

q¢ "IN

funyiawaqgiop
9 BunupiosBunpjosagsapung

v'sav 0L §

z)asabsbBunpjosag sayosissaH

J12IyonIg ‘yuszolid
‘oin3 u| Besyeg

ul y@bauab yoeu spunis waeQ

[18}yonug ‘yuszolid
‘odn3 u| Besag

ul Jj9ba1ab yoeu spuni waq

JI8)yonig ‘yuszoid

‘oin3 ul Benag

ul y@bauab yoeu apunig waeQ

- U9||91SS9219S99) Jap abjojuaylay Jap ul - (abesiagsjeuoyy)
uabuninbiap ‘uabelnz ‘uabelnzus||als ‘uabenzsywy

8€'G9S 6 G/'66¢ 6 L1'v€0 6 €6'89/ 8 ¥6'20S 8 8c'/€C 8 0116 L 50'90/L L ov'OvY L S8'vLL L ¥2'606 9 €9°€v9 9 66'L.€ 9 ¥eZLL 9 2L'9¥8 S 70
€0'20¢ 8 08°/€0 8 €6'€LL L 0€'60S £ LL'SYe L /8086 9 ¥9'91L. 9 Zr'esy 9 61'881 9 66'€26 G 2.'659 § L¥'G6E G 8C'LEL S Zv'l98 v 0¥'809 ¥ €0
86'0vY L L9'eLe L G2'086 9 68917, 9 6¥'€LS 9 81°08¢ 9 6.'9%0 9 IY'eL8 G 01'08S § v.'9ve G LE'€LL S 91088 ¥ €159 v vy'vey v €6'L61 ¥ ¢O
/€%09 26'/26 S €618, G 90'G€9 § €9'887 G 0zZ'eve § 18'G61 § SE'670 § £6°206 v S0'6S. v 6¥'GL9 ¥ SE'CLY v 0Z'LeE ¥ 90'68) ¥ 10
addnib
S vl €l 4} b oL 6 8 L 9 g v € z ! sBunp
2ajnilg -|joseg
(oan3 ul abesyagsyeuoyy) azyessyeyabpunin
9 BunupliosBunpjosag Jap uaddniBsbunpjosag alp iny 3jjaqelsyeyabpunio
9 BunupJiosBunpjosag
SZ0Z !INF L€ SIq §Z0Z Jenuqgad “| qe Buino
lIA @6ejuy

(z39s96sBunyQuIauUabEINZ) UBIYISIOA JBYDIRYdal3sualp Jaseiam Buniapuy inz aimos uabe|nz Jaie)iam pun abejnziazijod Jop Bunyoyi3 inz sazjesan sep g "My nz p Bueyuy




Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Hessen- Nr. 65 vom 28. November 2024

Giiltig ab 1. August 2025

Anhang 5
zu Art. 2 des Gesetzes zur Erhohung der Polizeizulage und weiterer Zulagen sowie

zur Anderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften (Zulagenerhdhungsgesetz)

Anlage VII

Amts- und Stellenzulagen sowie sonstige Zulagen

(Monatsbetrage)

Dem Grunde nach geregelt in

Betrag in Euro,
Prozent

Betrag in Euro,

Dem Grunde nach geregelt in
Prozent

Besoldungsordnungen A und B

Vorbemerkungen

Nr. 3 Abs. 1
Nr. 1
Nr. 2

Nr. 3 Abs. 5

Nr. 3 Abs. 6

Nr. 5
ABbisA9
A 10 und hoher

Nr. 6 und 7
nach einer Dienstzeit
von einem Jahr
von zwei Jahren

Nr. 8
Abs. 1
Abs. 2

Nr. 9

Nr. 10
mittlerer Dienst
gehobener Dienst

Nr. 11
Abs.
Abs.
Abs.
Abs.
Abs.

a s~ W N -

Nr. 12

Nr. 13 Abs. 1
Nr. 1
Buchst. a
Buchst. b
Nr. 2
Nr. 3

Besoldungsordnung W
Vorbemerkung
Nr. 4

wenn ein Amt ausgetibt wird
der Besoldungsgruppe R 1
der Besoldungsgruppe R 2

Besoldungsordnung R
Vorbemerkung

Nr. 2

462,59
370,07
128,50

96,37

192,75
240,93

80,00
160,00

160,00
146,40

100,00

21,42
48,19

96,37
62,38
93,56
93,56
96,37

455,88

26,78
104,74
116,42
116,42

205,54
230,08

93,56

Besoldungsordnungen A und B
Besoldungsgruppen FuBnote

A7 6 50 Prozent des
jeweiligen Unter-
schiedsbetrages
zum Grundgehalt
der Besoldungs-

gruppe A 8

A9 1,2 372,29
A 10 2 410,46
A12 4 216,26
A13 1,8,9 378,32

3,4 259,36

5 129,77
A14 4 259,36
A15 4 259,36
A 16 1,8 290,09
B9 1 1074,76

5 Prozent des
Grundgehalts der
Besoldungsgruppe B 4*

Prasidentin, Prasident
des Justizprifungsamtes

* Nach MaRgabe des § 3 Abs. 3 Satz 2 des
Juristenausbildungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 15. Mérz 2004 (GVBI. | S. 158), zuletzt geandert durch
Gesetz vom 13. Oktober 2022 (GVBI. S. 489).

Besoldungsordnung R

Besoldungsgruppen FuBnote

R1 1,2 286,77
R2 4 bis 10, 12 286,77
R3 3 286,77

Anhang zu den Besoldungsordnungen A und B
Kiinftig wegfallende Amter und Amtsbezeichnungen

Besoldungsgruppen FuBnote

A4 1 92,20
2 50,02

A5 3 50,02
4 92,20

A12 2 216,26

A13 1,3 259,36
5 129,77

A14 2,3,4,5 259,36

A15 1 259,36

Hessisches Hochschulgesetz

§ 125 Abs. 3 Satz 2 260,00
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	Gesetz zur Erhöhung der Polizeizulage und weiterer Zulagen sowie zur Änderung weite-rer dienstrechtlicher Vorschriften (Zulagenerhöhungsgesetz) 
	Artikel 11) 
	Änderung des Hessischen Beamtengesetzes 
	Artikel 22) 
	Änderung des Hessischen Beamtengesetzes 
	Das Hessische Beamtengesetz vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218), zuletzt geändert durch Ge-setz vom 24. Mai 2023 (GVBl. S. 348, 410), wird wie folgt geändert: 
	aa) In Nr. 5 wird nach den Wörtern „pflegebedürftigen Angehörigen“ der Punkt durch ein Komma ersetzt.  
	bb) Als Nr. 6 wird angefügt: 
	Gesetz- und Verordnungsblatt 
	aa) In Nr. 5 wird nach den Wörtern „pflegebedürftigen Angehörigen“ der Punkt durch ein Komma ersetzt.  
	bb) Als Nr. 6 wird angefügt: 
	Gesetz- und Verordnungsblatt 
	für das Land Hessen 
	2. § 80 wird wie folgt geändert:  
	a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „oder nur“ durch „oder die Zeiten ohne deren Bezug nicht länger als einen Monat andauern oder sie nur“ ersetzt.  
	bb) Als Nr. 6 wird angefügt: 
	„6. Beurlaubungen ohne Bezüge, Vergütung oder Lohn, wenn die oberste Dienstbe-hörde schriftlich ein dienstliches Interesse an der Beurlaubung anerkannt hat.“ 
	Gesetz- und Verordnungsblatt 
	Vom 20. November 2024 
	Artikel 11) 
	a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „oder nur“ durch „oder die Zeiten ohne deren Bezug nicht länger als einen Monat andauern oder sie nur“ ersetzt.  
	b) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
	bb) Als Nr. 6 wird angefügt: 
	„6. Beurlaubungen ohne Bezüge, Vergütung oder Lohn, wenn die oberste Dienstbe-hörde schriftlich ein dienstliches Interesse an der Beurlaubung anerkannt hat.“ 
	Gesetz- und Verordnungsblatt 

	a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Teilzeitbeschäftigung“ die Wörter „und während Familienpflegezeit und Pflegezeit“ eingefügt. 
	„(2) Während einer Familienpflegezeit nach § 64a des Hessischen Beamtengesetzes und einer Pflegezeit nach § 64b des Hessischen Beamtengesetzes wird zu den Dienstbezügen nach § 6 Abs. 1 ein Vorschuss gewährt. Der Vorschuss ist nach Ablauf der Familienpfle-gezeit oder der Pflegezeit mit den laufenden Dienst- oder Versorgungsbezügen zu ver-rechnen oder in einer Summe zurückzuzahlen. 
	(3) Der Vorschuss wird nicht gewährt, wenn für eine frühere Familienpflegezeit oder Pfle-gezeit die Gesamtdauer von 24 Monaten ausgeschöpft und der gezahlte Vorschuss noch nicht vollständig zurückgezahlt worden ist. 
	(3) Der Vorschuss wird nicht gewährt, wenn für eine frühere Familienpflegezeit oder Pfle-gezeit die Gesamtdauer von 24 Monaten ausgeschöpft und der gezahlte Vorschuss noch nicht vollständig zurückgezahlt worden ist. 
	(4) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung nähere Regelungen über die Gewährung, Verrechnung und Rückzahlung des Vorschusses zu treffen.“ 
	„(2) Der Vollzug einer Freiheitsstrafe, die rechtskräftig an einem deutschen Gericht ver-hängt wurde, gilt als schuldhaftes Fernbleiben vom Dienst. Für die Zeit der Untersuchungs-haft wird die Besoldung unter dem Vorbehalt der Rückforderung gezahlt. Die Besoldung ist zurückzuerstatten, wenn die oder der Betroffene wegen des dem Haftbefehl zugrundelie-genden Sachverhalts rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe verurteilt wird.“ 
	5. In § 10 Abs. 1 Satz 3 werden nach dem Wort „Gesundheitsmanagements“ die Wörter „sowie zur Verpflegung während des Dienstes, wenn die oder der Bedienstete ein Entgelt für die Verpflegung abführt, das mindestens dem Wert nach § 2 Abs. 1 der Verordnung über die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung von Zuwendungen des Arbeitgebers als Arbeitsent-gelt entspricht“ eingefügt. 
	a) Die Angabe zu § 6 wird wie folgt gefasst: 
	„§ 6 Besoldung bei Teilzeitbeschäftigung und während Familienpflegezeit und Pflege-zeit“ 
	„(2) Der Vollzug einer Freiheitsstrafe, die rechtskräftig an einem deutschen Gericht ver-hängt wurde, gilt als schuldhaftes Fernbleiben vom Dienst. Für die Zeit der Untersuchungs-haft wird die Besoldung unter dem Vorbehalt der Rückforderung gezahlt. Die Besoldung ist zurückzuerstatten, wenn die oder der Betroffene wegen des dem Haftbefehl zugrundelie-genden Sachverhalts rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe verurteilt wird.“ 
	5. In § 10 Abs. 1 Satz 3 werden nach dem Wort „Gesundheitsmanagements“ die Wörter „sowie zur Verpflegung während des Dienstes, wenn die oder der Bedienstete ein Entgelt für die Verpflegung abführt, das mindestens dem Wert nach § 2 Abs. 1 der Verordnung über die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung von Zuwendungen des Arbeitgebers als Arbeitsent-gelt entspricht“ eingefügt. 
	„§ 6 Besoldung bei Teilzeitbeschäftigung und während Familienpflegezeit und Pflege-zeit“ 
	b) Die Angabe „§ 6a Besoldung während Familienpflegezeit und Pflegezeit“ wird gestrichen. 
	4. § 8 wird wie folgt geändert:  
	a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1. 
	5. In § 10 Abs. 1 Satz 3 werden nach dem Wort „Gesundheitsmanagements“ die Wörter „sowie zur Verpflegung während des Dienstes, wenn die oder der Bedienstete ein Entgelt für die Verpflegung abführt, das mindestens dem Wert nach § 2 Abs. 1 der Verordnung über die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung von Zuwendungen des Arbeitgebers als Arbeitsent-gelt entspricht“ eingefügt. 
	6. § 13 wird wie folgt geändert: 
	a) Die Angabe zu § 6 wird wie folgt gefasst: 
	„§ 6 Besoldung bei Teilzeitbeschäftigung und während Familienpflegezeit und Pflege-zeit“ 
	b) Die Abs. 2 und 3 werden durch folgende Abs. 2 bis 4 ersetzt: 
	„(2) Während einer Familienpflegezeit nach § 64a des Hessischen Beamtengesetzes und einer Pflegezeit nach § 64b des Hessischen Beamtengesetzes wird zu den Dienstbezügen nach § 6 Abs. 1 ein Vorschuss gewährt. Der Vorschuss ist nach Ablauf der Familienpfle-gezeit oder der Pflegezeit mit den laufenden Dienst- oder Versorgungsbezügen zu ver-rechnen oder in einer Summe zurückzuzahlen. 
	a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1. 
	b) Als Abs. 2 wird angefügt: 
	5. In § 10 Abs. 1 Satz 3 werden nach dem Wort „Gesundheitsmanagements“ die Wörter „sowie zur Verpflegung während des Dienstes, wenn die oder der Bedienstete ein Entgelt für die Verpflegung abführt, das mindestens dem Wert nach § 2 Abs. 1 der Verordnung über die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung von Zuwendungen des Arbeitgebers als Arbeitsent-gelt entspricht“ eingefügt. 
	6. § 13 wird wie folgt geändert: 
	a) Die Angabe zu § 6 wird wie folgt gefasst: 
	„§ 6 Besoldung bei Teilzeitbeschäftigung und während Familienpflegezeit und Pflege-zeit“ 

	b) In Satz 2 wird die Angabe „5. März 2009 (GVBl. I S. 95)“ durch „20. November 2024 (GVBl. 2024 Nr. 65)“ ersetzt. 
	„§ 47a 
	Zulage für die Leitung des Hessischen Verwaltungsschulverbandes 
	b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 
	Zulage für die Leitung des Hessischen Verwaltungsschulverbandes 
	(1) Beamtinnen und Beamte des Hessischen Verwaltungsschulverbandes erhalten für die Dauer ihrer Tätigkeit als Schulleitung oder örtliche Studienleitung in ständiger Vertretung der Schulleitung eine Zulage zu den Dienstbezügen. 
	11. In § 54 Abs. 3 werden die Wörter „der für das Recht des öffentlichen Dienstes zuständigen Ministerin oder dem hierfür zuständigen Minister“ durch „dem für das öffentliche Dienstrecht zuständigen Ministerium“ ersetzt. 
	12. In § 54a Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „30. Juni 2026“ durch „31. Dezember 2028“ ersetzt. 
	b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Verjährung“ die Wörter „sowie § 53 des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes“ eingefügt. 
	7. § 29 Abs. 1 Satz 8 wird wie folgt gefasst: 
	11. In § 54 Abs. 3 werden die Wörter „der für das Recht des öffentlichen Dienstes zuständigen Ministerin oder dem hierfür zuständigen Minister“ durch „dem für das öffentliche Dienstrecht zuständigen Ministerium“ ersetzt. 
	12. In § 54a Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „30. Juni 2026“ durch „31. Dezember 2028“ ersetzt. 
	7. § 29 Abs. 1 Satz 8 wird wie folgt gefasst: 
	„Die Zeiten nach Satz 1 und 2 sind zu addieren und auf volle Monate aufzurunden.“ 
	1. Schulleitung 25 Prozent oder 
	2. örtliche Studienleitung in ständiger Vertretung der Schulleitung 20 Prozent des Unter-schiedsbetrages zwischen dem Grundgehalt zuzüglich Amtszulage der jeweiligen Besol-dungsgruppe zur nächsthöheren Besoldungsgruppe der Besoldungsordnung A. Sie ist nicht ruhegehaltfähig. 
	12. In § 54a Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „30. Juni 2026“ durch „31. Dezember 2028“ ersetzt. 
	13. § 55 wird wie folgt geändert: 
	b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Verjährung“ die Wörter „sowie § 53 des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes“ eingefügt. 
	7. § 29 Abs. 1 Satz 8 wird wie folgt gefasst: 
	10. Nach § 47 wird als neuer § 47a eingefügt: 
	„§ 47a 
	2. örtliche Studienleitung in ständiger Vertretung der Schulleitung 20 Prozent des Unter-schiedsbetrages zwischen dem Grundgehalt zuzüglich Amtszulage der jeweiligen Besol-dungsgruppe zur nächsthöheren Besoldungsgruppe der Besoldungsordnung A. Sie ist nicht ruhegehaltfähig. 
	(3) Die Zulage nach Abs. 1 wird frühestens ab dem 1. Januar 2025 und längstens bis zum 31. Dezember 2029 gezahlt. § 6 Abs. 1 findet Anwendung. Die §§ 14 und 15 finden keine Anwendung.“ 
	12. In § 54a Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „30. Juni 2026“ durch „31. Dezember 2028“ ersetzt. 
	13. § 55 wird wie folgt geändert: 
	b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Verjährung“ die Wörter „sowie § 53 des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes“ eingefügt. 
	7. § 29 Abs. 1 Satz 8 wird wie folgt gefasst: 

	des Unterschiedsbetrages nach Abs. 2 Satz 2. 
	14. In § 58 Abs. 2 Satz 3 werden nach dem Wort „Familienzuschlag“ ein Komma und die Wörter „Sonderzahlungen nach dem Hessischen Sonderzahlungsgesetz“ eingefügt. 
	15. § 59 wird wie folgt geändert: 
	15. § 59 wird wie folgt geändert: 
	a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Ablegung“ die Wörter „der Zwischenprüfung oder“ eingefügt. 
	endet.“ 
	c) In Satz 2 werden die Wörter „werden die Anwärterbezüge und der Familienzuschlag“ durch „wird die Besoldung“ ersetzt. 
	anteiligen Dienstbezügen nach Abs. 1 und den entsprechenden Dienstbezügen bei Voll-zeitbeschäftigung. Zu den Dienstbezügen im Sinne des Abs. 1 gehören das Grundgehalt, der Familienzuschlag, Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen nach § 56b und § 56c, Zu-schüsse zum Grundgehalt oder Leistungsbezüge für Professorinnen und Professoren an Hochschulen sowie Überleitungs- und Ausgleichszulagen.“ 
	c) Es werden als Abs. 3 und 4 angefügt: 
	endet.“ 
	c) In Satz 2 werden die Wörter „werden die Anwärterbezüge und der Familienzuschlag“ durch „wird die Besoldung“ ersetzt. 
	c) Es werden als Abs. 3 und 4 angefügt: 
	„(3) Der Zuschlag nach Abs. 2 Satz 1 erhöht sich nach einer berücksichtigungsfähigen Zeit im Sinne des § 14 Abs. 3 Satz 7 und 8 des Hessischen Beamtenversorgungsgeset-zes vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. November 2024 (GVBl. 2024 Nr. 65) , von 
	 „Nach Ablegung der Zwischenprüfung oder der Laufbahnprüfung wird die Besoldung bis zum Ende des laufenden Monats weitergewährt, wenn das Beamtenverhältnis der An-wärterin oder des Anwärters kraft Rechtsvorschrift oder allgemeiner Verwaltungsanord-nung 
	1. mit dem endgültigen Nichtbestehen der Zwischenprüfung, 
	c) In Satz 2 werden die Wörter „werden die Anwärterbezüge und der Familienzuschlag“ durch „wird die Besoldung“ ersetzt. 
	16. § 60 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
	anteiligen Dienstbezügen nach Abs. 1 und den entsprechenden Dienstbezügen bei Voll-zeitbeschäftigung. Zu den Dienstbezügen im Sinne des Abs. 1 gehören das Grundgehalt, der Familienzuschlag, Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen nach § 56b und § 56c, Zu-schüsse zum Grundgehalt oder Leistungsbezüge für Professorinnen und Professoren an Hochschulen sowie Überleitungs- und Ausgleichszulagen.“ 
	c) Es werden als Abs. 3 und 4 angefügt: 
	(4) Im Falle einer Teilzeitbeschäftigung nach dem Hessischen Beamtengesetz oder der Hessischen Verordnung über den Mutterschutz für Beamtinnen und die Elternzeit für Be-amtinnen und Beamte vom 8. Dezember 2011 (GVBl. I S. 758, GVBl. 2012 S. 10), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. November 2021 (GVBl. S. 718), verringert sich der nach Abs. 2 und 3 ermittelte Zuschlag entsprechend dem Verhältnis der wegen begrenzter Dienstfähigkeit herabgesetzten Arbeitszeit zu dem Umfang der bewilligten Teilzeitbe-schäftigung.“ 
	14. In § 58 Abs. 2 Satz 3 werden nach dem Wort „Familienzuschlag“ ein Komma und die Wörter „Sonderzahlungen nach dem Hessischen Sonderzahlungsgesetz“ eingefügt. 
	1. mit dem endgültigen Nichtbestehen der Zwischenprüfung, 
	2. mit dem Bestehen oder endgültigen Nichtbestehen der Laufbahnprüfung 
	c) In Satz 2 werden die Wörter „werden die Anwärterbezüge und der Familienzuschlag“ durch „wird die Besoldung“ ersetzt. 
	16. § 60 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
	anteiligen Dienstbezügen nach Abs. 1 und den entsprechenden Dienstbezügen bei Voll-zeitbeschäftigung. Zu den Dienstbezügen im Sinne des Abs. 1 gehören das Grundgehalt, der Familienzuschlag, Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen nach § 56b und § 56c, Zu-schüsse zum Grundgehalt oder Leistungsbezüge für Professorinnen und Professoren an Hochschulen sowie Überleitungs- und Ausgleichszulagen.“ 
	c) Es werden als Abs. 3 und 4 angefügt: 

	a) Die Vorbemerkung Nr. 2 Abs. 1 Nr. 7 wird wie folgt geändert: 
	b) Die Besoldungsordnung A wird wie folgt geändert: 
	aa) In der Besoldungsgruppe A 14 wird nach dem Wort „Verwaltungsoberstudienrat“ die Angabe „Verwaltungsoberstudienrätin - als stellvertretende Studienleiterin der Se-minarbezirke Frankfurt am Main, Kassel und Wiesbaden des Hessischen Verwal-tungsschulverbandes4)“ und „Verwaltungsoberstudienrat - als stellvertretender Stu-dienleiter der Seminarbezirke Frankfurt am Main, Kassel und Wiesbaden des Hes-sischen Verwaltungsschulverbandes4)“ eingefügt.  
	a) Nr. 2 Buchst. a) wird wie folgt geändert: 
	aa) In der Besoldungsgruppe A 14 wird nach dem Wort „Verwaltungsoberstudienrat“ die Angabe „Verwaltungsoberstudienrätin - als stellvertretende Studienleiterin der Se-minarbezirke Frankfurt am Main, Kassel und Wiesbaden des Hessischen Verwal-tungsschulverbandes4)“ und „Verwaltungsoberstudienrat - als stellvertretender Stu-dienleiter der Seminarbezirke Frankfurt am Main, Kassel und Wiesbaden des Hes-sischen Verwaltungsschulverbandes4)“ eingefügt.  
	bb) Die Besoldungsgruppe A 15 wird wie folgt geändert: 
	20. Die Anlagen VII und VIII erhalten ab dem 1. Januar 2025 die aus den Anhängen 1 und 2 jeweils ersichtliche Fassung. 
	21. Die Anlagen VII und VIII erhalten ab dem 1. Februar 2025 die aus den Anhängen 3 und 4 jeweils ersichtliche Fassung. 
	mit dem für das Recht des öffentlichen Dienstes zuständigen Ministerium Anwärtersonder-zuschläge gewähren.“ 
	17. In § 68 Abs. 2 Satz 3 werden die Wörter „die Hessische Bezügestelle“ durch „das Regie-rungspräsidium Kassel“ ersetzt. 
	20. Die Anlagen VII und VIII erhalten ab dem 1. Januar 2025 die aus den Anhängen 1 und 2 jeweils ersichtliche Fassung. 
	21. Die Anlagen VII und VIII erhalten ab dem 1. Februar 2025 die aus den Anhängen 3 und 4 jeweils ersichtliche Fassung. 
	17. In § 68 Abs. 2 Satz 3 werden die Wörter „die Hessische Bezügestelle“ durch „das Regie-rungspräsidium Kassel“ ersetzt. 
	18. § 72 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
	bbb) Die Angabe „- als Studienleiterin des Verwaltungsseminars Darmstadt des Hessischen Verwaltungsschulverbandes“ wird durch „- als Leiterin des Fort-bildungszentrums des Hessischen Verwaltungsschulverbandes4)“ ersetzt. 
	ccc) Die Angabe „- als Studienleiter des Verwaltungsseminars Darmstadt des Hes-sischen Verwaltungsschulverbandes“ wird durch „- als Leiter des Fortbil-dungszentrums des Hessischen Verwaltungsschulverbandes4)“ ersetzt. 
	21. Die Anlagen VII und VIII erhalten ab dem 1. Februar 2025 die aus den Anhängen 3 und 4 jeweils ersichtliche Fassung. 
	22. Die Anlagen VII und VIII erhalten ab dem 1. August 2025 die aus den Anhängen 5 und 6 jeweils ersichtliche Fassung. 
	mit dem für das Recht des öffentlichen Dienstes zuständigen Ministerium Anwärtersonder-zuschläge gewähren.“ 
	17. In § 68 Abs. 2 Satz 3 werden die Wörter „die Hessische Bezügestelle“ durch „das Regie-rungspräsidium Kassel“ ersetzt. 
	Nach dem Wort „Brand-“ werden die Wörter „in einer Stadt mit mehr als 180 000 Einwoh-nerinnen und Einwohnern“ gestrichen. 
	b) Die Besoldungsordnung A wird wie folgt geändert: 
	ccc) Die Angabe „- als Studienleiter des Verwaltungsseminars Darmstadt des Hes-sischen Verwaltungsschulverbandes“ wird durch „- als Leiter des Fortbil-dungszentrums des Hessischen Verwaltungsschulverbandes4)“ ersetzt. 
	c) In der Besoldungsordnung B wird in der Besoldungsgruppe B 5 das Wort „Präsidialabtei-lung“ jeweils durch „Zentralabteilung“ ersetzt. 
	21. Die Anlagen VII und VIII erhalten ab dem 1. Februar 2025 die aus den Anhängen 3 und 4 jeweils ersichtliche Fassung. 
	22. Die Anlagen VII und VIII erhalten ab dem 1. August 2025 die aus den Anhängen 5 und 6 jeweils ersichtliche Fassung. 
	mit dem für das Recht des öffentlichen Dienstes zuständigen Ministerium Anwärtersonder-zuschläge gewähren.“ 
	17. In § 68 Abs. 2 Satz 3 werden die Wörter „die Hessische Bezügestelle“ durch „das Regie-rungspräsidium Kassel“ ersetzt. 

	a) 40 Prozent in der Besoldungsgruppe A 11, 
	ausgebracht sind.“ 
	Artikel 33) 
	a) ihr oder sein dem Grunde nach kindergeldberechtigendes Kind wegen ihrer oder seiner beruflichen Tätigkeit oder der beruflichen Tätigkeit des jeweils anderen Elternteils frem-der Obhut anvertraut wird oder 
	Artikel 33) 
	Änderung des Hessischen Beamtenversorgungsgesetzes 
	3. In § 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 wird nach dem Wort „Rechtsstaates“ das Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt und nach dem Wort „Sicherheit“ die Wörter „oder Volksverhetzung“ eingefügt. 
	4. § 36 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
	aa) Nach dem Wort „sind“ werden die Wörter „oder Aufgaben im Rahmen der straf-rechtlichen Vermögensabschöpfung bei den Staatsanwaltschaften und in der Ju-gendstrafvollstreckung der Amtsgerichte wahrnehmen“ eingefügt. 
	bb) In Doppelbuchst. bb) wird die Angabe „25“ durch die Angabe „30“ ersetzt. 
	3. In § 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 wird nach dem Wort „Rechtsstaates“ das Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt und nach dem Wort „Sicherheit“ die Wörter „oder Volksverhetzung“ eingefügt. 
	4. § 36 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
	bb) In Doppelbuchst. bb) wird die Angabe „25“ durch die Angabe „30“ ersetzt. 
	cc) In Doppelbuchst. cc) wird die Angabe „8“ durch die Angabe „10“ ersetzt. 
	1. Dem § 7 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 
	„Abwesenheiten vom Dienst, die außerhalb des Verwendungsorts verbracht werden, sind we-der doppelt noch bei der Berechnung der Jahresfrist nach Satz 1 zu berücksichtigen.“ 
	4. § 36 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
	„Der Zusammenhang mit dem Dienst gilt als nicht unterbrochen, wenn die Beamtin oder der Beamte 
	aa) Nach dem Wort „sind“ werden die Wörter „oder Aufgaben im Rahmen der straf-rechtlichen Vermögensabschöpfung bei den Staatsanwaltschaften und in der Ju-gendstrafvollstreckung der Amtsgerichte wahrnehmen“ eingefügt. 
	bb) In Doppelbuchst. bb) wird die Angabe „25“ durch die Angabe „30“ ersetzt. 
	b) 40 Prozent in den Besoldungsgruppen A 12 und A 13 zusammen, 
	ausgebracht sind.“ 
	„Abwesenheiten vom Dienst, die außerhalb des Verwendungsorts verbracht werden, sind we-der doppelt noch bei der Berechnung der Jahresfrist nach Satz 1 zu berücksichtigen.“ 
	2. In § 26 Abs. 3 wird die Angabe „Abs. 3“ durch „Abs. 5“ ersetzt. 
	4. § 36 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
	„Der Zusammenhang mit dem Dienst gilt als nicht unterbrochen, wenn die Beamtin oder der Beamte 
	aa) Nach dem Wort „sind“ werden die Wörter „oder Aufgaben im Rahmen der straf-rechtlichen Vermögensabschöpfung bei den Staatsanwaltschaften und in der Ju-gendstrafvollstreckung der Amtsgerichte wahrnehmen“ eingefügt. 
	bb) In Doppelbuchst. bb) wird die Angabe „25“ durch die Angabe „30“ ersetzt. 

	8. In § 62 Abs. 2 wird die Angabe „Höchstgrenzen nach den §§ 57“ durch „Bemessungsgrenze nach § 57 sowie die Höchstgrenzen nach den §§ 58“ ersetzt. 
	a) In Abs. 1 wird die Angabe „Abs. 2 oder 3“ durch „Abs. 2 oder 4“ ersetzt. 
	b) Abs. 4 wird wie folgt geändert: 
	b) Abs. 4 wird wie folgt geändert: 
	aa) Nach Satz 1 werden folgende Sätze eingefügt: 
	Artikel 44) 
	Änderung des Hessischen Reisekostengesetzes  
	2. in der Wohnung Dienst leistet und Wege zurücklegt, weil das Kind im Sinne des Satz 3 Nr. 1 Buchst. a fremder Obhut anvertraut wird.“ 
	5. § 40 wird wie folgt geändert: 
	Artikel 44) 
	Änderung des Hessischen Reisekostengesetzes  
	5. § 40 wird wie folgt geändert: 
	a) In Abs. 1 Satz 3 werden nach dem Wort „Schwerbeschädigte“ das Komma und die Angabe „die das 65. Lebensjahr vollendet haben,“ gestrichen. 
	bb) Der bisherige Satz 3 wird aufgehoben. 
	c) In Abs. 6 Nr. 2 werden die Wörter „um das Doppelte überschritten“ durch „das Doppelte der Bezugsdauer der Anrechte erreicht“ ersetzt. 
	Änderung des Hessischen Reisekostengesetzes  
	In § 4 Abs. 5 Satz 1 des Hessischen Reisekostengesetzes vom 9. Oktober 2009 (GVBl. I S. 397), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Juli 2023 (GVBl. S. 582), wird das Wort „Beschäf-tigungsbehörde“ durch „Festsetzungsstelle“ ersetzt. 
	2. in der Wohnung Dienst leistet und Wege zurücklegt, weil das Kind im Sinne des Satz 3 Nr. 1 Buchst. a fremder Obhut anvertraut wird.“ 
	5. § 40 wird wie folgt geändert: 
	9. § 63 wird wie folgt geändert: 
	a) In Abs. 1 wird die Angabe „Abs. 2 oder 3“ durch „Abs. 2 oder 4“ ersetzt. 
	c) In Abs. 6 Nr. 2 werden die Wörter „um das Doppelte überschritten“ durch „das Doppelte der Bezugsdauer der Anrechte erreicht“ ersetzt. 
	10. In § 72 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b wird nach dem Wort „Rechtsstaates“ das Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt und nach dem Wort „Sicherheit“ die Wörter „oder Volksverhetzung“ eingefügt. 
	Änderung des Hessischen Reisekostengesetzes  
	In § 4 Abs. 5 Satz 1 des Hessischen Reisekostengesetzes vom 9. Oktober 2009 (GVBl. I S. 397), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Juli 2023 (GVBl. S. 582), wird das Wort „Beschäf-tigungsbehörde“ durch „Festsetzungsstelle“ ersetzt. 
	2. in der Wohnung Dienst leistet und Wege zurücklegt, weil das Kind im Sinne des Satz 3 Nr. 1 Buchst. a fremder Obhut anvertraut wird.“ 
	5. § 40 wird wie folgt geändert: 

	b) In Abs. 4 Satz 1 werden nach den Wörtern „Auslese der“ „Bewerberinnen und“ eingefügt. 
	a) Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt gefasst: 
	 „3. Die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher,“. 
	b) In Abs. 4 werden die Wörter „des Ministers des Innern“ durch „der Aufsichtsbehörde“ er-setzt. 
	 „3. Die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher,“. 
	b) In Abs. 2 wird das Wort „Vertreter“ durch „Personen, die sie vertreten“ ersetzt. 
	f) In Abs. 6 werden nach dem Wort „Verwaltungsseminare“ ein Komma und die Wörter „das Fortbildungszentrum“ eingefügt. 
	4. § 4 wird wie folgt geändert: 
	Artikel 55) 
	Änderung des Gesetzes über die Bildung eines Verwaltungsschulverbandes 
	f) In Abs. 6 werden nach dem Wort „Verwaltungsseminare“ ein Komma und die Wörter „das Fortbildungszentrum“ eingefügt. 
	4. § 4 wird wie folgt geändert: 
	Änderung des Gesetzes über die Bildung eines Verwaltungsschulverbandes 
	Das Gesetz über die Bildung eines Verwaltungsschulverbandes vom 12. Juni 1979 (GVBl. I S. 95), geändert durch Gesetz vom 16. Dezember 2015 (GVBl. S. 594), wird wie folgt geändert: 
	d) Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 
	„(4) Die von der Verbandsversammlung gewählte Verbandsvorsteherin oder der von der Verbandsversammlung gewählte Verbandsvorsteher führt den Vorsitz in der Verbandsver-sammlung und dem Verbandsausschuss.“ 
	4. § 4 wird wie folgt geändert: 
	a) Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 
	Artikel 55) 
	Änderung des Gesetzes über die Bildung eines Verwaltungsschulverbandes 
	3. § 3 wird wie folgt geändert: 
	a) Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt gefasst: 
	„(4) Die von der Verbandsversammlung gewählte Verbandsvorsteherin oder der von der Verbandsversammlung gewählte Verbandsvorsteher führt den Vorsitz in der Verbandsver-sammlung und dem Verbandsausschuss.“ 
	e) In Abs. 5 Satz 1 werden die Wörter „Der Verbandsvorsteher“ durch „Die Verbandsvorste-herin und der Verbandsvorsteher sowie die Schulleiterin“ ersetzt. 
	4. § 4 wird wie folgt geändert: 
	a) Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 
	Artikel 55) 
	Änderung des Gesetzes über die Bildung eines Verwaltungsschulverbandes 

	a) In Abs. 2 werden die Wörter „des Ministers des Innern“ durch die Wörter „der Aufsichtsbe-hörde“ und das Wort „Minister“ durch das Wort „Ministerium“ ersetzt. 
	c) In Abs. 4 Satz 2 werden nach den Wörtern „die als“ „Beamtinnen und“ eingefügt. 
	d) In Abs. 5 Satz 2 werden nach dem Wort „je“ die Wörter „Teilnehmerin oder“ und nach dem Wort „für“ die Wörter „eine entsprechende Teilnehmerin oder“ eingefügt. 
	a) In Abs. 1 Satz 3 werden nach dem Wort „aller“ die Wörter „Bewerberinnen und“ eingefügt. 
	d) In Abs. 5 Satz 2 werden nach dem Wort „je“ die Wörter „Teilnehmerin oder“ und nach dem Wort „für“ die Wörter „eine entsprechende Teilnehmerin oder“ eingefügt. 
	e) In Abs. 7 werden nach den Wörtern „und der“ „Teilnehmerinnen und“ eingefügt. 
	 Artikel 66) 
	Änderung des Hessischen Personalvertretungsgesetzes 
	a) In Abs. 1 werden die Wörter „Ministers des Innern“ durch „für das Dienstrecht zuständige Ministeriums“ ersetzt. 
	b) In Abs. 2 werden die Wörter „im Benehmen mit dem Minister des Innern“ durch „die Schul-leiterin oder“ ersetzt und nach dem Wort „Schulleiter“ die Wörter „und die Stellvertreterin-nen und Stellvertreter“ angefügt. 
	 Artikel 66) 
	Änderung des Hessischen Personalvertretungsgesetzes 
	b) In Abs. 2 werden die Wörter „im Benehmen mit dem Minister des Innern“ durch „die Schul-leiterin oder“ ersetzt und nach dem Wort „Schulleiter“ die Wörter „und die Stellvertreterin-nen und Stellvertreter“ angefügt. 
	c) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 
	a) In der Überschrift werden die Wörter „Aufhebung bisherigen Rechts“ und das  Komma ge-strichen. 
	b) Abs. 1 wird gestrichen. 
	Änderung des Hessischen Personalvertretungsgesetzes 
	Das Hessische Personalvertretungsgesetz vom 28. März 2023 (GVBl. S. 183), geändert durch Gesetz vom 29. Juni 2023 (GVBl. S. 456), wird wie folgt geändert: 
	a) In Abs. 1 werden die Wörter „Ministers des Innern“ durch „für das Dienstrecht zuständige Ministeriums“ ersetzt. 
	b) In Abs. 2 werden die Wörter „im Benehmen mit dem Minister des Innern“ durch „die Schul-leiterin oder“ ersetzt und nach dem Wort „Schulleiter“ die Wörter „und die Stellvertreterin-nen und Stellvertreter“ angefügt. 
	b) In Abs. 3 Satz 2 werden nach dem Wort „und“ die Wörter „eine Teilnehmerin oder“ und nach dem Wort „je“ die Wörter „Teilnehmerin oder“ eingefügt. 
	c) In Abs. 4 Satz 2 werden nach den Wörtern „die als“ „Beamtinnen und“ eingefügt. 
	b) Abs. 1 wird gestrichen. 
	c) Die Absatzbezeichnung „(2)“ wird gestrichen. 
	Änderung des Hessischen Personalvertretungsgesetzes 
	Das Hessische Personalvertretungsgesetz vom 28. März 2023 (GVBl. S. 183), geändert durch Gesetz vom 29. Juni 2023 (GVBl. S. 456), wird wie folgt geändert: 
	a) In Abs. 1 werden die Wörter „Ministers des Innern“ durch „für das Dienstrecht zuständige Ministeriums“ ersetzt. 
	b) In Abs. 2 werden die Wörter „im Benehmen mit dem Minister des Innern“ durch „die Schul-leiterin oder“ ersetzt und nach dem Wort „Schulleiter“ die Wörter „und die Stellvertreterin-nen und Stellvertreter“ angefügt. 

	 „Mindestens ein Drittel der Mitglieder muss die Befähigung zum Richteramt haben.“ 
	4. In § 9 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 97“ durch „§ 90“, die Angabe „§ 99“ durch „§ 92“, die Angabe „§ 88 Abs. 3“ durch „§ 81 Abs. 4“ und die Angabe „§ 88 Abs. 2“ durch „§ 81 Abs. 3“ ersetzt. 
	5. § 17 wird wie folgt geändert: 
	7) Ändert FFN 43-55 
	5. § 17 wird wie folgt geändert: 
	a) Abs. 2 wird aufgehoben. 
	„(2) Begrenzt Dienstfähige erhalten die Inflationsausgleichszahlung in entsprechender Anwen-dung der Regelungen des § 55 Abs. 1 bis 4 des Hessischen Besoldungsgesetzes vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 256, 508) zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. November 2024 (GVBl. 2024 Nr. 65).“ 
	Artikel 99) 
	3. In § 108 Abs. 1 Nr. 1 wird das Wort „Wählerlisten“ durch die Wörter „Verzeichnisse der Wahl-berechtigten“ ersetzt. 
	 Artikel 77) 
	„(2) Begrenzt Dienstfähige erhalten die Inflationsausgleichszahlung in entsprechender Anwen-dung der Regelungen des § 55 Abs. 1 bis 4 des Hessischen Besoldungsgesetzes vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 256, 508) zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. November 2024 (GVBl. 2024 Nr. 65).“ 
	Artikel 99) 
	 Artikel 77) 
	Änderung des Gesetzes über den Hessischen Rechnungshof 
	Artikel 88) 
	Artikel 99) 
	3. In § 108 Abs. 1 Nr. 1 wird das Wort „Wählerlisten“ durch die Wörter „Verzeichnisse der Wahl-berechtigten“ ersetzt. 
	 Artikel 77) 
	3. In § 6a wird Satz 3 aufgehoben. 
	4. In § 9 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 97“ durch „§ 90“, die Angabe „§ 99“ durch „§ 92“, die Angabe „§ 88 Abs. 3“ durch „§ 81 Abs. 4“ und die Angabe „§ 88 Abs. 2“ durch „§ 81 Abs. 3“ ersetzt. 
	Änderung des Hessischen Gesetzes über die Gewährung einer Inflationsausgleichszahlung im Jahr 2024 
	§ 3 Abs. 2 des Hessischen Gesetzes über die Gewährung einer Inflationsausgleichszahlung im Jahr 2024 vom 24. Juni 2024 (GVBl. 2024 Nr. 28, 2024 Nr. 34) wird wie folgt gefasst: 
	Artikel 99) 
	Aufhebung der Hessischen Verordnung über die Gewährung eines Zuschlags zu den Dienstbezügen bei begrenzter Dienstfähigkeit 
	3. In § 108 Abs. 1 Nr. 1 wird das Wort „Wählerlisten“ durch die Wörter „Verzeichnisse der Wahl-berechtigten“ ersetzt. 
	 Artikel 77) 

	„(2) Für Rufbereitschaft, die in der Zeit vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Januar 2025 geleistet wurde, ist diese Verordnung in der am 31. Januar 2025 geltenden Fassung weiter anzuwenden.“ 
	Änderung der Hessischen Verordnung über den pauschalen finanziellen Ausgleich bei Rufbereitschaft für Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte zum 1. August 2025 
	Die Hessische Verordnung über den pauschalen finanziellen Ausgleich bei Rufbereitschaft für Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte vom 4. Juli 2023 (GVBI. S. 483), zuletzt geändert durch Art. 10, wird wie folgt geändert: 
	10) Ändert FFN 323-178 
	Die Hessische Verordnung über den pauschalen finanziellen Ausgleich bei Rufbereitschaft für Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte vom 4. Juli 2023 (GVBI. S. 483), zuletzt geändert durch Art. 10, wird wie folgt geändert: 
	1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „4,54“ durch „4,79“ ersetzt. 
	In § 2 Abs. 2 Satz 4 der Hessischen Beihilfenverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 2001 (GVBl. I S. 482, 491, 564), zuletzt geändert durch Verordnung vom 22. Juni 2023 (GVBl. S. 414), werden nach den Wörtern „anerkannt hat“ „oder die Beurlaubung nicht länger als einen Monat andauert“ eingefügt. 
	Artikel 13  
	Artikel 1010) 
	Änderung der Hessischen Verordnung über den pauschalen finanziellen Ausgleich bei Rufbereitschaft für Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte zum 1. Februar 2025 
	In § 2 Abs. 2 Satz 4 der Hessischen Beihilfenverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 2001 (GVBl. I S. 482, 491, 564), zuletzt geändert durch Verordnung vom 22. Juni 2023 (GVBl. S. 414), werden nach den Wörtern „anerkannt hat“ „oder die Beurlaubung nicht länger als einen Monat andauert“ eingefügt. 
	Artikel 13  
	Änderung der Hessischen Verordnung über den pauschalen finanziellen Ausgleich bei Rufbereitschaft für Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte zum 1. Februar 2025 
	Die Hessische Verordnung über den pauschalen finanziellen Ausgleich bei Rufbereitschaft für Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte vom 4. Juli 2023 (GVBI. S. 483), geändert durch Verordnung vom 4. Juli 2023 (GVBl. S. 483), wird wie folgt geändert: 
	„(3) Für Rufbereitschaft, die in der Zeit vom 1. Februar 2025 bis zum 31. Juli 2025 geleistet wurde, ist diese Verordnung in der am 31. Juli 2025 geltenden Fassung weiter anzuwenden.“ 
	Artikel 13  
	Artikel 1010) 
	Änderung der Hessischen Verordnung über den pauschalen finanziellen Ausgleich bei Rufbereitschaft für Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte zum 1. Februar 2025 
	Artikel 1111) 
	Artikel 1212) 
	Artikel 13  
	Artikel 1010) 
	Änderung der Hessischen Verordnung über den pauschalen finanziellen Ausgleich bei Rufbereitschaft für Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte zum 1. Februar 2025 

	------------------------------------- 
	Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden. 
	Wiesbaden, den 20. November 2024 
	Wiesbaden, den 20. November 2024 
	Der Hessische Ministerpräsident 
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